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Satzung 

über die Heranziehung der kreisangehörigen Städte 
zur Durchführung des Sozialgesetzbuches XII (Sozialhilfe) 

im Kreis Mettmann  
 

vom 07.09.2020 
(Abl. ME vom 30.09.2020, S. 192) 
- in Kraft getreten am 01.10.2020 - 

 
Aufgrund des § 5 Abs. 1 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (KrO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV NRW S. 646), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.12.2013 (GV 
NRW S. 878) und des § 99 des Sozialgesetzbuches XII – Sozialhilfe – 
(BGBl. I, S. 3022) in Verbindung mit § 3 des Landesausführungsgeset-
zes zum Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch – Sozialhilfe – für das Land 
Nordhein-Westfalen hat der Kreistag des Kreises Mettmann durch Be-
schluss vom 07.09.2020 folgende Satzung erlassen: 
 

§ 1 
 

(1) Der Kreis Mettmann als örtlicher Träger der Sozialhilfe überträgt 
den kreisangehörigen Städten die ihm obliegenden Aufgaben nach 
dem Sozialgesetzbuch XII -Sozialhilfe-  zur Entscheidung im eige-
nen Namen, soweit nachfolgend keine abweichende Regelung ge-
troffen ist. 

 
(2) Die Leistungen werden als Dienst-, Geld- oder Sachleistung er-

bracht. Zur Dienstleistung gehören insbesondere die Beratung in 
Fragen der Sozialhilfe und die Beratung und Unterstützung in sons-
tigen sozialen Angelegenheiten. Hierzu zählt auch die Schuldnerbe-
ratung. 

 
(3) Zur Sicherstellung einer gleichmäßigen Durchführung der Sozialhil-

feaufgaben und des einheitlichen Verfahrens bei der Ermittlung und 
Bemessung der Sozialhilfeleistungen erlässt der Kreis Mettmann 
Richtlinien und Weisungen. Die Zuständigkeit für die Bearbeitung 
und Entscheidung von Widersprüchen verbleibt beim örtlichen Trä-
ger. Die Vertretung in verwaltungs- und sozialgerichtlichen Verfah-
ren erfolgt ebenfalls durch den Kreis Mettmann. 

 
(4) Die kreisangehörigen Städte sind verpflichtet, zur einheitlichen 

Durchführung der Sozialhilfe die vom örtlichen Träger bereitgehal-
tenen technischen Einrichtungen und Programme der automatisier-
ten Datenverarbeitung zu nutzen. Ausnahmen sind im Einverneh-
men mit dem örtlichen Träger möglich. Die haushalts- und kassen-
mäßige Abwicklung der Sozialhilfeleistungen erfolgt, soweit die 
kreiseigene Datenverarbeitungsanlage in Anspruch zu nehmen ist, 
über den örtlichen Träger. 

 
 



 
50-1 

 
2                                                                           (Stand: 01.10.2020) 

 
(5) Der örtliche Träger behält sich vor, im Allgemeinen oder im Einzel-

fall selbst tätig zu werden. Er ist im Rahmen der Fachaufsicht be-
rechtigt, sich jederzeit einen Überblick über die Art und Weise der 
Durchführung der Sozialhilfeaufgaben zu verschaffen und die ord-
nungsgemäße Aufgabenerledigung zu überprüfen. 

 
(6) Der Kreis Mettmann kann die Heranziehung nach pflichtgemäßem 

Ermessen ganz oder teilweise widerrufen. 
 

§ 2 
 

Von der Heranziehung nach § 1 Abs. 1 sind ausgenommen: 
 
1. Erholungsmaßnahmen der vorbeugenden Gesundheitshilfe und 

Genesungskuren (§ 47 SGB XII), 
 
2. Altenhilfe (§ 71 SGB XII), soweit finanzielle Aufwendungen erfor-

derlich sind, 
 
3. Anmeldung und Anerkennung von Kostenerstattungsansprüchen 

(§§ 106 ff. SGB XII), 
 
4. Einleitung und Durchsetzung von Anspruchsübergängen (§ 93 SGB 

XII), 
 
5. Einleitung und Durchsetzung von übergegangenen Ansprüchen 

gegen nach dem bürgerlichen Recht Unterhaltsverpflichtete (§94 
SGB XII), 

 
6. Überwachung der Rückflüsse von Darlehen (§ 91 SGB XII) in     

Fällen von § 3 Ziffer 2, 
 
7. Abrechnung der ambulanten und stationären Krankenhilfe (§§ 47 ff. 

SGB XII) sowie Kostenübernahmezusicherungen gegenüber einem 
Einrichtungsträger bei stationären Aufenthalten (sog. Nothelferan-
träge gem. § 25 SGB XII), 

 
8. Hilfe zur Pflege (§§ 61 ff. SGB XII) für Personen in Einrichtungen 

sowie Leistungen nach dem 3. und 4. Kapitel des SGB XII (Hilfe 
zum Lebensunterhalt, Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung) für diesen Personenkreis, 

 
9. Bearbeitung von Bestattungskosten gem. § 74 SGB XII. 

 
§ 3 

 
Die kreisangehörigen Städte haben vor der Entscheidung über folgen-
de Hilfen die Zustimmung des örtlichen Trägers einzuholen: 
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1. Gewährung von Hilfe zum Lebensunterhalt in Sonderfällen (§ 36 

SGB XII), soweit im Einzelfall höhere Leistungen als 4.000 EUR 
notwendig sind, 

 
2. Bewilligung von Darlehen (§ 91 SGB XII)  ab einer Höhe von 

10.000 €, 
 
3. Gewährung von Hilfen in sonstigen Lebenslagen (§ 73 SGB XII), 
 
4. Gewährung von größeren Hilfsmitteln im Rahmen der Hilfe zur 

Pflege nach § 61 Abs. 2, Satz 1 SGB XII sofern deren Preis min-
destens 500,00 € beträgt. 
 

5. Anmeldung von Betreuungsfällen gem. § 48 S. 2 SGB XII   i. V. m. 
§ 264 SGB V bei einer gesetzlichen Krankenversicherung. 

 
§ 4 

 
(1) Den Städten obliegt, soweit ihnen die Durchführung der Sozialhilfe 

übertragen worden ist, die Verfolgung der Ansprüche des örtlichen 
Trägers einschließlich des Erlasses von Leistungsbescheiden oder 
von ähnlichen Verwaltungsakten gegenüber ersatz- oder kosten-
pflichtigen Personen sowie gegenüber anderen Sozialleistungsträ-
gern und sonstigen Dritten, soweit diese nicht nach § 2 von der 
Heranziehung ausgeschlossen sind. Die Vollstreckung von Leis-
tungsbescheiden oder ähnlicher Verwaltungsakte obliegt den Städ-
ten ebenso wie die Stundung, Niederschlagung und der Erlass 
nichtdurchsetzbarer Forderungen. 

 
(2) Die Städte ermitteln im Rahmen der Sachbearbeitung potenzielle 

Ansprüche nach § 2 Ziffer 4 und 5 und leiten diese zur Prüfung, 
Einleitung von Überleitungen und deren Durchsetzung unverzüglich 
an den örtlichen Träger weiter. 

 
§ 5 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntgabe im 
Amtsblatt des Kreises Mettmann, frühestens jedoch am 01.10.2020 in 
Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Heranziehung der kreisangehöri-
gen Städte zur Durchführung des Sozialgesetzbuches XII (Sozialhilfe) 
im Kreis Mettmann vom 19.10.2017 (Abl. ME vom 15.12.2017, Seite 
182) außer Kraft. 
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Gesellschaftsvertrag  

der WFB - Werkstätten  

des Kreises Mettmann GmbH 

 
vom 05.02.1976 

 
- in der durch die Gesellschafterversammlung am 08.12.2023  

beschlossenen Fassung - 
 

§ 1 

Firma und Sitz der Gesellschaft 
 
(1) Die Firma der Gesellschaft lautet: WFB Werkstätten des Kreises 

Mettmann GmbH. 
 
(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Langenfeld.  
 

§ 2 

Gegenstand 
 
(1) Die WFB Werkstätten des Kreises Mettmann GmbH verfolgt aus-

schließlich und unmittelbar gemeinnützige und mildtätige Zwecke 
im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgaben-
ordnung. 

 
(2) Zwecke der Körperschaft sind 

 die Förderung der Hilfe für Menschen mit Behinderung, 
 die Förderung des Wohlfahrtswesens, 
 die Förderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung, 
 die Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens und 

  der öffentlichen Gesundheitspflege, 
 die Unterstützung hilfsbedürftiger Personen. 

 
(3) Die Satzungszwecke werden verwirklicht insbesondere durch die 

Errichtung, Unterhaltung und den Betrieb von Werkstätten für Men-
schen mit Behinderung, durch Angebote zur (beruflichen) Bildung 
für Menschen mit Behinderung, durch Maßnahmen zur Aufrechter-
haltung und Verbesserung der Gesundheit von Menschen mit Be-
hinderung sowie durch die Unterstützung (aufgrund körperlicher, 
geistiger seelischer Beeinträchtigung) hilfsbedürftiger Personen. 
Insbesondere werden die Zwecke verwirklicht durch die Errichtung, 
Unterhaltung und den Betrieb der Werkstätten des Kreises Mett-
mann. Die diesbezüglichen Maßnahmen dienen einer wirksamen 
Eingliederungshilfe und Arbeitsförderung im Sinne des SGB III, des 
SGB IX sowie des SGB XII. Für Personen, die wegen ihrer Behin-
derung unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeits-
marktes keine Arbeit finden, stellen die Werkstätten Dauerarbeits-
plätze zur Verfügung. 
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(4) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berech-

tigt, die zur Erreichung der genannten Gesellschaftszwecke not-
wendig oder nützlich erscheinen. 

 
(5) Zur Verfolgung ihrer Gesellschaftszwecke kann die Gesellschaft 

Niederlassungen im Kreis Mettmann errichten und sich an anderen 
Unternehmen beteiligen, diese gründen oder betreiben. 

 
§ 3 

Selbstlosigkeit 
 
(1) Die Gesellschaft ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie 

eigenwirtschaftliche Zwecke. 
 
(2) Mittel der Körperschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke 

verwendet werden. 
 
(3) Die Gesellschafter dürfen – sofern sie nicht selbst als steuerbe-

günstigt anerkannt sind –  keine Gewinnanteile und in ihrer Eigen-
schaft als Gesellschafter auch keine sonstigen Zuwendungen aus 
Mitteln der Gesellschaft erhalten. Sie erhalten bei ihrem Ausschei-
den oder bei Auflösung der Gesellschaft oder bei Wegfall steuer-
begünstigter Zwecke nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile 
und den gemeinen Wert seiner geleisteten Sacheinlagen zurück. 

 
(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körper-

schaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen 
begünstigt werden. 

 
§ 4 

Stammkapital 
 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt € 2.725.000,00 - in Worten: 
Euro zwei Millionen siebenhundertfünfundzwanzigtausend - und wird in 
vollem Umfang vom Kreis Mettmann gehalten und ist vollständig er-
bracht. 
Das Stammkapital setzt sich aus einem Geschäftsanteil zu € 
2.725.000,00 zusammen. 
 

§ 5 

Veräußerung von Geschäftsanteilen 
 
Die Veräußerung, Abtretung oder Verpfändung eines Geschäftsanteiles 
oder von Teilen eines solchen bedarf der Zustimmung der Gesellschaf-
terversammlung. 
 

§ 6 

Geschäftsjahr 
 
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
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§ 7 

Rechtsstellung der Arbeitnehmer 
 
(1) Der/die Geschäftsführer/in sowie die zur kaufmännischen, pädago-

gischen und technischen Führung der Werkstätten und zur Betreu-
ung der Mitarbeiter/innen erforderlichen Dienstkräfte können Beam-
te oder Angestellte des Kreises sein; daneben bleibt das Recht der 
Gesellschaft, als Arbeitgeber Arbeitsverträge abzuschließen, unbe-
rührt. 

 
(2) Mitarbeiter/innen, die von den Werkstätten betreut und in ein festes 

Arbeitsverhältnis übernommen werden, sind Arbeitnehmer/innen 
der Werkstätten. 

 

§ 8 

Leistungen des Kreises  
 
(1) Soweit der Kreis der Gesellschaft Dienstkräfte zur Verfügung stellt 

(§ 7 Abs. 1, 1. Halbsatz), erstattet die Gesellschaft dem Kreis die 
entsprechenden Personalkosten. 

 
(2) Der Kreis ist verpflichtet, der Gesellschaft die zum Betrieb der 

Werkstätten erforderlichen Grundstücke zu verpachten, soweit ihm 
diese gehören. Das Nähere regelt ein Pachtvertrag. 

 
(3) Der Kreis gewährt der Gesellschaft einen jährlichen Zuschuss in 

Höhe des durch die Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesenen  
 Verlustes. Die Ausgleichsverpflichtung des Kreises wird auf maxi-

mal € 1.534.000,00 (in Worten: Euro einemillionfünfhundertvier-
unddreißigtausend) je Geschäftsjahr begrenzt. 

 
§ 9 

Organe der Gesellschaft 
 
Die Organe der Gesellschaft sind 
 
1.  die Gesellschafterversammlung, 
2.  der Aufsichtsrat, 
3.  die Geschäftsführung. 
 

§ 10 

Gesellschafterversammlung 

 
(1) Der Gesellschafter wird in der Gesellschafterversammlung durch 

den Hauptverwaltungsbeamten vertreten. Der Hauptverwaltungs-
beamte kann seinen Vertreter entsenden. 

 
(2) Die Gesellschafterversammlung hat zu beschließen über 
 

  1. Erhöhung oder Herabsetzung des Stammkapitals, 
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  2. Änderung des Gesellschaftsvertrages, 
  3. Teilung oder Einziehung von Geschäftsanteilen, 
  4. Auflösung der Gesellschaft, 
  5. Geschäftsanweisung an den Aufsichtsrat, 
  6. Wahl des Abschlussprüfers, 
  7. Feststellung des Jahresabschlusses und Verwendung des     

Jahresergebnisses, 
  8. Bildung von Fachbeiräten (§ 14 Abs. 1), 
  9. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Aufsichtsrates, 
10. Entlastung des Aufsichtsrates, 
11. Errichtung und Auflösung von Betriebsstätten und Zweignieder-

lassungen, 
12. Abschluss und Änderung von Unternehmensverträgen im Sinne 

der §§ 291 und 292 Abs. 1 des Aktiengesetzes, 
13. Erwerb und Veräußerung von Unternehmen und Beteiligungen, 
14. Genehmigung des Wirtschaftsplanes mit Investitionsplan, Stel-

lenplan und Finanzplan, 
15. Bestellung und Abberufung der Geschäftsführer und deren Ent-

lastung. 
 

§ 11 

Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung 
 
Über die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung ist unverzüglich 
eine Niederschrift zu fertigen und vom Vertreter des Gesellschafters zu 
unterzeichnen. 
 

§ 12 

Aufsichtsrat 
 
(1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat hat die 

Geschäftsführung zu überwachen und im Interesse der Gesell-
schaft zu beraten. Er hat das Recht auf Auskunft und Unterrichtung 
durch die Geschäftsführung sowie auf Einsicht in die Geschäftsun-
terlagen. Er hat ferner die Beschlüsse der Gesellschafterversamm-
lung vorzubereiten. Er hat den Jahresabschluss zu prüfen und der 
Gesellschafterversammlung mit seiner Stellungnahme, dem Prüfbe-
richt des Abschlussprüfers und einem Vorschlag für die Verwen-
dung des Jahresergebnisses vorzulegen.  

 
Der Aufsichtsrat hat zu beschließen über 

 
1. die Erteilung und den Widerruf von Prokura und Handlungs-

vollmacht, 
2. den Abschluss, die Änderung und die Beendigung von Dienst-

verträgen und sonstigen Verträgen mit Mitgliedern der Ge-
schäftsführung. Diese Verträge werden für die Gesellschaft 
vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates als dessen Vertreter un-
terzeichnet, 

3. die Geschäftsanweisung für die Geschäftsführung, 
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4. Rechtsgeschäfte oder Rechtshandlungen, die über den ge-

wöhnlichen Geschäftsbetrieb der Gesellschaft hinausgehen 
oder für die Gesellschaft von besonderer Bedeutung sind, und 
für die die Geschäftsführung die Zustimmung des Aufsichtsrats 
einzuholen hat.  

 
(2) Die Geschäftsführung bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrates 

insbesondere zu folgenden Rechtshandlungen: 
 
 1. Grundstücksgeschäfte aller Art, 
 
 2. Eingehen von Verbindlichkeiten im Einzelfall, soweit sie nicht 

durch den normalen Geschäftsbetrieb der Gesellschaft bedingt 
sind, sowie Aufnahme von Krediten über € 50.000,--, 

 
 3. Verzicht auf Forderungen über € 15.000,-- im Einzelfall, 
 
 4. Übernahme von Bürgschaften, Abschluss von Gewährverträgen 

und Bestellung sonstiger Sicherheiten für andere, 
 
 5. solche Rechtsgeschäfte, die den in Ziff. 2. bis 4. genannten wirt-

schaftlich gleichkommen, 
 
 6. Abschluss von Miet- und Pachtverträgen über Grundstücke, Ge-

bäude und Erbbaurechte mit einer jährlichen Miete oder Pacht 
von mehr als € 25.000,-- im Einzelfall,  

 
 7. Abschluss und fristgerechte Beendigung von Anstellungsverträ-

gen mit den Leitern/innen der Geschäftsbereiche, 
 
 8. Anschaffungen und Veräußerungen von Anlagegütern im Ver-

kaufswert von mehr als € 75.000,--. Der Zustimmung des Auf-
sichtsrates bedarf es nicht für die Geschäfte, welche im Einzel-
nen bereits durch den Wirtschaftsplan beschlossen sind. 

 
   9. Führung von Rechtsstreitigkeiten und Abschluss von Verglei-

chen, wenn es sich um Angelegenheiten der Absätze 1 und 2 
handelt, soweit sie € 50.000,-- im Einzelfall überschreiten. 

 
(3) Der Aufsichtsrat besteht aus 13 stimmberechtigten Mitgliedern und 

2 beratenden Mitgliedern. Für die 12 auf Grundlage eines Kreis-
tagsbeschlusses von der Gesellschafterversammlung bestellten 
Mitglieder hat diese je ein stellvertretendes Aufsichtsratsmitglied zu 
bestellen, das im Fall der Abwesenheit und Verhinderung des je-
weiligen Aufsichtsratsmitgliedes dessen Rechte und Pflichten 
wahrnimmt. Die Stellvertreter/innen vertreten sich gegenseitig.  
Die von der Gesellschafterversammlung bestellten Mitglieder und 
ihre Stellvertreter/innen müssen Mitglied des Kreistages oder in 
denselben wählbar sein. § 41 Abs. 5 Satz 3 i.V.m. Abs. 4 der Krei-
sordnung gilt entsprechend. Diese von der Gesellschafterversamm- 
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lung bestellten Mitglieder des Aufsichtsrates sind an Weisungen 
des Kreistages gebunden. 
Der/die Landrat/Landrätin oder ein/e von ihm/ihr vorgeschlagene/r 
Bediensteter/Bedienstete des Kreises Mettmann ist ebenfalls 
stimmberechtigtes Mitglied des Aufsichtsrates gem. § 26 Abs. 5 
KrO NRW i.V.m. § 113 Abs. 2 GO NRW. Der/die Landrat/Landrätin 
benennt auch ein stellvertretendes Aufsichtsratsmitglied.  
Ein Vertreter/eine Vertreterin bzw. Stellvertreter/in des Gesamt-
werkstattrates der WFB Werkstätten des Kreises Mettmann GmbH 
und ein/e vom DRK Kreisverband Mettmann e.V. zu benennende/r 
Vertreter/in bzw. Stellvertreter/in nimmt beratend an den Aufsichts-
ratssitzungen teil.  
Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen/eine Vorsitzen-
den/Vorsitzende und dessen/deren Stellvertreter/in. Beide müssen 
Mitglied des Kreistages des Kreises Mettmann sein. 

 
(4) Die Mitgliedschaft im Aufsichtsrat endet mit der Abberufung des 

Mitgliedes (§ 10 Abs. 2 Ziff. 9), spätestens aber mit der Konstituie-
rung des neu gewählten Aufsichtsrates.  
Die Mitgliedschaft des/der Vertreters/in und des/der Stellvertre-
ters/in des Gesamtwerkstattrates der WFB Werkstätten des Kreises  
Mettmann GmbH endet mit der Neuwahl von Vertretern/innen des 
Gesamtwerkstattrates der Werkstätten. 

 
(5) Der Aufsichtsrat ist von dem/der Aufsichtsratsvorsitzenden mit einer 

Frist von zwei Wochen einzuberufen. In besonderen Fällen kann 
die Frist verkürzt werden. Jedes Aufsichtsratsmitglied oder die Ge-
schäftsführung kann die Einberufung verlangen. Der Aufsichtsrat ist 
beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder, da-
runter der/die Vorsitzende oder sein/ihr Stellvertreter/in anwesend 
sind. 

 
Der/die Vorsitzende koordiniert die Arbeit des Aufsichtsrats, leitet 
die Sitzung, unterschreibt das Protokoll und vertritt den Aufsichtsrat 
nach außen. 
Jedes Mitglied des Aufsichtsrats hat bei den Abstimmungen im 
Aufsichtsrat eine Stimme. Stimmenthaltungen werden nicht mitge-
zählt. Abgestimmt wird mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleich-
heit gilt ein Antrag als abgelehnt.  
Die Geschäftsführung ist auf Verlangen des Aufsichtsrates zur Teil-
nahme an dessen Sitzungen verpflichtet.  
Der Abhaltung einer Sitzung des Aufsichtsrates bedarf es nicht, 
wenn sich mehr als die Hälfte der Mitglieder des Aufsichtsrates 
schriftlich mit der zu treffenden Bestimmung oder der zu erteilenden 
Zustimmung einverstanden erklären. 

 
(6) Die Tätigkeit im Aufsichtsrat ist – im Rahmen der folgenden Best-

immungen – ehrenamtlich. Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten für 
die Teilnahme an Sitzungen des Aufsichtsrates nach den für die 
Mitglieder des Kreistages des Kreises Mettmann geltenden Vor- 
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schriften Ersatz des Verdienstausfalls, ein Sitzungsgeld sowie eine 
Fahrtkostenerstattung nach der Entschädigungsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen. Gehören Mitglieder des Aufsichtsrates 
nicht dem Kreistag an, so erhalten sie an Stelle des in Satz 2 ge-
nannten Sitzungsgeldes ein solches in Höhe des an sachkundige 
Bürger als Mitglieder von Ausschüssen des Kreises zu zahlenden 
Sitzungsgeldes. 

 
 Dem/der Aufsichtsratsvorsitzenden wird zudem für seinen/ihren 

Leistungseinsatz eine durch Gesellschafterbeschluss festgelegte, 
angemessene Aufwandsentschädigung gezahlt. 

 
(7) Die Aufsichtsratsmitglieder haften nur für diejenige Sorgfalt, die sie 

in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegen. 
Die Vorschriften des Aktiengesetzes finden (i.V.m. § 52 GmbHG) 
keine Anwendung, sofern der Gesellschaftsvertrag dieser Maßgabe 
nicht entgegenstehende oder beschränkende Regelungen enthält.  

 
(8) Für die Aufsichtsratsmitglieder besteht in entsprechender Anwen-

dung von § 52 Abs. 1 GmbHG i.V.m. §§ 116 S. 2 AktG eine ihnen 
obliegende Verschwiegenheitspflicht. Diese wird dahingehend ein-
geschränkt, dass diese sich nur auf solche Tagesordnungspunkte 
erstreckt, die zum Wohl der Gesellschaft zwingend der Verschwie-
genheit oder aus datenschutzrechtlichen oder anderen gesetzlichen 
Vorschriften der Geheimhaltung bedürfen. Die Verschwiegenheits-
pflicht besteht insbesondere 

 
- für den Kernbereich gesellschaftlicher Betriebs- und Ge-

schäftsgeheimnisse wie die Investitions-, Finanz- und Absatz-
planung der Gesellschaft, 

- wenn berechtigte Interessen von Privatpersonen entgegenste-
hen, insbesondere in Personalangelegenheiten, 

- wenn wichtige kommunale oder staatliche Interessen, insbe-
sondere die Rücksicht auf die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung es erfordern. 

 
Über die Geheimhaltungsbedürftigkeit entscheidet der Aufsichts-
ratsvorsitzende durch Aufteilung der Tagesordnung in einen ver-
traulichen und einen nicht vertraulichen Teil. Der Aufsichtsrat kann 
in der Sitzung eine von der Entscheidung des Aufsichtsratsvorsit-
zenden abweichende Entscheidung treffen und einzelne Tagesord-
nungspunkte für geheimhaltungsbedürftig bzw. nicht geheimhal-
tungsbedürftig erklären. 

 
§ 13 

Geschäftsführer/in 
 
(1) Die Gesellschaft hat eine/n Geschäftsführer/in und eine/n stellver-

tretende/n Geschäftsführer/in. Jede/r von ihnen ist alleine vertre-
tungsberechtigt. 
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(2) Die Gesellschaft wird durch den/die Geschäftsführer/in vertreten. 

Der/die stellvertretende Geschäftsführer/in wird nur im Falle der 
Verhinderung des/der Geschäftsführers/in tätig. 

 
(3) Der/Die Geschäftsführer/in führt die Gesellschaft nach arbeitsorga-

nisatorischen, pädagogischen und wirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten. Er/Sie hat die Erfüllung der Aufgaben der Werkstätten nach § 2 
dieses Vertrages sicherzustellen. Er/Sie hat in Zusammenarbeit mit 
den Mitarbeitern/innen, deren gesetzlichen Vertretern sowie den 
Fachbeiräten für eine bestmögliche Weiterentwicklung der Mitarbei-
ter/innen in Bezug auf ihre Persönlichkeit und Leistungsfähigkeit zu 
sorgen. 
 

(4) Die Geschäftsführung stellt rechtzeitig vor Beginn des Geschäfts-
jahres einen Wirtschaftsplan im Sinne der Eigenbetriebsverordnung 
NRW auf, der aus dem Erfolgsplan, dem Vermögensplan und der 
Stellenübersicht besteht. Der Wirtschaftsführung ist eine fünfjährige 
Finanzplanung zugrunde zu legen, die dem Kreis zur Kenntnis zu 
bringen ist. 

 Die Geschäftsführung stellt den Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- 
und Verlustrechnung, Anhang) und einen Lagebericht nach den 
Vorschriften des 3. Buches des HGB für große Kapitalgesellschaf-
ten auf. Diese Unterlagen sind von dem gemäß § 10 Abs. Abs. 2 
Ziff. 6 dieses Vertrages gewählten Abschlussprüfer nach den Vor-
schriften des 3. Buches des HGB für große Kapitalgesellschaf- 

 ten zu prüfen. Bei dem Prüfungserfahren ist § 53 Abs. 1 Haus-
haltsgrundsätzegesetz zu beachten. 

 Die Offenlegung des Jahresabschlusses richtet sich nach den han-
delsrechtlichen Vorschriften. Darüber hinaus gelten die Bekannt-
machungs- und Ausübungsvorschriften des § 108 Abs. 3 Nr. 1 lit c) 
GO NRW. 

 
 Im Jahresabschluss sind die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr ge-

währten Gesamtbezüge im Sinne des § 285 Nr. 9 des Handelsge-
setzbuches der Mitglieder der Geschäftsführung, des Aufsichtsra-
tes oder einer ähnlichen Einrichtung im Anhang jeweils für jede 
Personengruppe sowie zusätzlich unter Namensnennung die Be-
züge jedes einzelnen Mitglieds dieser Personengruppen aufgeglie-
dert nach den Komponenten im Sinne des § 285 Nr. 9a des Han-
delsgesetzbuches anzugeben. 

  
 Die individualisierte Ausweisungspflicht gilt ebenso für: 
 

a) Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den Fall einer 
vorzeitigen Beendigung ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind, 

b) Leistungen, die den Mitgliedern für den Fall der regulären Be-
endigung ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind, mit ihrem Bar-
wert sowie den von der Gesellschaft während des Geschäfts-
jahres hierfür aufgewandten oder zurückgestellten Betrag, 
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c) während des Geschäftsjahres vereinbarte Änderungen dieser 

Zusagen und 
d) Leistungen, die einem früheren Mitglied, das seine Tätigkeit im 

Laufe des Geschäftsjahres beendet hat, in diesem Zusammen-
hang zugesagt und im Laufe des Geschäftsjahres gewährt 
worden sind. 

 
(5) Dem Rechnungsprüfungsamt des Kreises Mettmann stehen die 

Befugnisse aus § 54 Haushaltsgrundsätzegesetz zu. Außerdem ob-
liegt ihm die Prüfung solcher Geschäftsvorfälle, die von der jährli-
chen Abschlussprüfung nicht erfasst werden, insbesondere aus 
dem Bereich der Kassenführung, des Bau- und Vergabewesens, 
des Tarifrechts, der Vorrats- und Vermögensverwaltung und der 
Verwendung von Zuwendungen. 

 

§ 14 

Fachbeiräte 
 
(1) Die Gesellschafterversammlung kann Fachbeiräte bilden und be-

schließt deren Geschäftsordnung, in der die Aufgaben der Fachbei-
räte festzulegen sind. 

 
 
(2) Die Mitglieder der Fachbeiräte erhalten keine Vergütung oder Ent-

schädigung. 
 

§ 15 

Dauer und Liquidation der Gesellschaft 
 
(1) Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Dauer errichtet. 
 
(2) Die Liquidation der Gesellschaft wird nach den Beschlüssen der 

Gesellschafterversammlung durchgeführt. 
 
(3) Bei Auflösung oder Aufhebung der Gesellschaft oder bei Wegfall 

steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen der Gesellschaft an 
den Kreis Mettmann, der es unmittelbar und ausschließlich für ge-
meinnützige Zwecke im Sinne des § 2 Abs. 2 dieses Vertrages zu 
verwenden hat. 

 
§ 16 

Schlussbestimmungen 
 
(1) Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen, soweit sie gesetzlich 

oder durch behördliche Anordnung nötig sind, gemäß den jeweils 
aktuell geltenden Vorschriften einschließlich der für die öffentliche 
Bekanntmachung von Beschlüssen des Kreistages geltenden Re-
gelungen. Insbesondere sind die relevanten Rechnungslegungsun-
terlagen der das Unternehmensregister führenden Stelle elektro-
nisch zu übermitteln. 
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(2) Die mit dieser Urkunde und der Anmeldung zum Handelsregister 

verbundenen Kosten trägt die Gesellschaft. 
 
(3) Sollten Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein, so soll der 

Vertrag im Übrigen dennoch wirksam sein. Die unwirksame Be-
stimmung ist so umzudeuten oder zu ergänzen, dass der mit ihr 
verfolgte Zweck erreicht wird. 
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Satzung über die Heranziehung  

der kreisangehörigen Städte zur Durchführung 
der Aufgaben nach § 6b des Bundeskindergeldgesetzes 

(BKGG) vom 20.10.2011 
 
Aufgrund des § 5 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KrO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S. 646), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.06.2008 (GV 
NRW S. 514), in Verbindung mit § 3 Abs. 2 der Verordnung zur Rege-
lung von Zuständigkeiten nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeit-
gesetz und nach dem Bundeskindergeldgesetz in der Fassung vom 
25.07.2011 hat der Kreistag des Kreises Mettmann im Benehmen mit 
den kreisangehörigen Städten folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
(1) Der Kreis Mettmann als zuständige Behörde zur Wahrnehmung der 

Aufgaben nach § 6b BKGG (§ 3 Abs. 1 der Verordnung zur Rege-
lung von Zuständigkeiten nach dem Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetz und nach dem Bundeskindergeldgesetz) zieht die kreis-
angehörigen Städte nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
zur Durchführung der ihm nach § 6b BKGG obliegenden Aufgaben 
heran. 
 

(2) Die Aufgabendurchführung erfolgt im Namen des Kreises Mett-
mann.  

 
§ 2 

 
(1) Zur Sicherstellung einer gleichmäßigen Durchführung der Aufgaben 

nach dem BKGG und des einheitlichen Verfahrens bei der Ermitt-
lung und Bemessung der Leistungen innerhalb des Kreisgebietes 
kann der Kreis Mettmann Richtlinien erfassen und Weisungen ertei-
len. 
 

(2) Der Kreis Mettmann ist Widerspruchsbehörde gemäß § 85 Abs. 2 
Nr. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG). Ebenso ist der Kreis für die Ver-
tretung in gerichtlichen Verfahren zuständig. 

 
(3) Die kreisangehörigen Städte sind verpflichtet, zur einheitlichen 

Durchführung der Aufgaben nach § 6b BKGG die vom Kreis Mett-
mann bereitgehaltenen technischen Einrichtungen und Programme 
zur automatisierten Datenerarbeitung zu nutzen. Für die Steuerung 
und Planung der Kosten nach § 6b BKGG ist der Kreis Mettmann 
berechtigt, sich die erforderlichen Daten durch eine automatisierte 
Datenabfrage und durch örtliche Erhebungen bei den kreisangehö-
rigen Städten zu beschaffen. Diese Berechtigung  erstreckt sich 
auch auf personenbezogene Daten. 
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(4) Der Kreis Mettmann behält sich vor, im Allgemeinen oder im Einzel-

fall selbst tätig zu werden. Er ist im Rahmen der Fachaufsicht be-
rechtigt, sich jederzeit Einsicht in die Art und Weise der Aufgaben-
durchführung zu verschaffen und die ordnungsgemäße Aufgabener-
ledigung zu überprüfen. 

 
§ 3 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2011 in Kraft 
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Satzung über die Heranziehung  

der kreisangehörigen Städte zur Durchführung 
der Aufgaben des Kreises Mettmann als Träger  

der Grundsicherung für Arbeitssuchende nach dem  
Sozialgesetzbuch II; 

 
 
Aufgrund des § 5 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KrO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S. 646), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.06.2008 (GV 
NRW S. 514), in Verbindung mit § 5 Abs. 1 des Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch für das Land Nordrhein-
Westfalen (AG-SGB II NRW) hat der Kreistag des Kreises Mettmann im 
Benehmen mit den kreisangehörigen Städten folgende Satzung be-
schlossen: 
 

§ 1 
 
(1) Der Kreis Mettmann, Träger der Grundsicherung für Arbeitssu-

chende nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 SGB II, zieht die kreisangehörigen 
Städte nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen zur Durchfüh-
rung der ihm nach dem Sozialgesetzbuch II obliegenden Aufgaben 
in der gemeinsamen Einrichtung (Jobcenter) heran. 

 
 

(2) Die Heranziehung umfasst 
  
 1. Leistungen nach § 22 SGV II, 
 2. Leistungen nach § 24 Abs. 3 SGB II und 
 3. Leistungen zur Eingliederung nach § 16 a, Nr. 1 – 4 SGV II 
 4. Einbringung der Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 29 

SGV II. 
 

§ 2 
 

(1) Die Leistungen nach § 1 werden als Dienst-, Geld- oder Sachleis-
tung erbracht. Die Aufgabendurchführung erfolgt im Namen und im 
Rahmen der nach § 44 b SGB II errichteten gemeinsamen Einrich-
tung (Jobcenter) für den Kreis Mettmann. 
 

(2) Zur Sicherstellung einer gleichmäßigen Durchführung der Aufgaben 
im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende und des ein-
heitlichen Verfahrens bei der Ermittlung und Bemessung der Leis-
tungen innerhalb des Kreisgebietes kann der Kreis Mettmann Richt-
linien erlassen und Weisungen erteilen. 

 
(3) Vor der Heranziehung ausgenommen sind die Bearbeitung von Wi-

dersprüchen mit Ausnahme von Abhilfeentscheidungen und die 
Vertretung in gerichtlichen Verfahren. 
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(4) Die kreisangehörigen Städte sind verpflichtet, zur einheitlichen 

Durchführung der Grundsicherung für Arbeitssuchende die von der 
gemeinsamen Einrichtung und dem Kreis Mettmann bereitgehalte-
nen technischen Einrichtungen und Programme zur automatisierten 
Datenverarbeitung zu nutzen. Für die Steuerung und Planung der 
Grundsicherungskosten ist der Kreis Mettmann berechtigt, sich die 
erforderlichen Daten durch eine automatisierte Datenabfrage und 
durch örtliche Erhebungen bei den ka Städten zu beschaffen. Diese 
Berechtigung erstreckt sich auch auf personenbezogene Daten. 

 
(5) Der Kreis Mettmann behält sich vor, im Allgemeinen oder im Einzel-

fall selbst tätig zu werden. Er ist im Rahmen der Fachaufsicht be-
rechtigt, sich jederzeit Einsicht in die Art und Weise der Aufgaben-
durchführung zu verschaffen und die ordnungsgemäße Aufgaben-
erledigung zu überprüfen.  

 
§ 3 

 
Die kreisangehörigen Städte tragen die mit der Aufgabenerledigung 
verbundenen Personal- und Sachkosten.  
 

§ 4 
 

Diese Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. 
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